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(3)	 Dreistufige Überschuldungsprüfung
Die dreistufige Überschuldungsprüfung gestaltet sich wie folgt:

 
1.4

 
Überschuldung nach § 19 InsO

1. Prüfung, ob eine rechnerische 
Überschuldung bei Ansatz von 
Liquidationswerten (Wert des 
Vermögens, wenn Gesellschaft 
liquidiert wird) vorliegt

2. Feststellung, ob die Fortführ- 
ung des Unternehmens über
wiegend wahrscheinlich ist

 

3. Prüfung, ob eine Überschul- 
dung vorliegt, wenn man  
anstelle der Liquidationswerte  
die Fortführungswerte (Wert  
des Vermögens, wenn Gesell-
schaft fortgeführt wird) ansetzt

Rechtliche Überschuldung
Insolvenzantragspflicht

nein

ja

ja

ja

nein

nein

es liegt keine Über- 
schuldung vor; keine 
Antragspflicht

Rechtliche Überschuldung
Insolvenzantragspflicht

es liegt keine Über- 
schuldung vor; keine 
Antragspflicht



(4)	 Berichtigung der Ansätze der handelsrechtlichen Jahresbilanz
Im Rahmen der Überschuldungsprüfung sind stets die wahren Werte  
des Gesellschaftsvermögens anzusetzen. Der Wert einzelner Vermögens- 
gegenstände bestimmt sich grundsätzlich nach den tatsächlichen 
Verwertungsmöglichkeiten. Die einzelnen Werte werden beispielsweise 
nicht durch steuerrechtliche Abschreibungsmöglichkeiten vermindert. 

1. Passivseite:

Auf der Passivseite sind die 
folgenden Positionen zu 
berücksichtigen:

Auf der Passivseite sind die 
folgenden Positionen nicht zu 
berücksichtigen:

• Echte Schulden (Stammkapital 
und Rücklagen)

• Rückstellungen, Ausnahme: 
Kürzungen von Rückstellungen 
bei zu hohem Ansatz

• Nachrangige Verbindlichkeiten • Erst im Insolvenzverfahren ent-
stehende Verbindlichkeiten, wie 
Verfahrenskosten

2. Aktivseite:

Auf der Aktivseite werden folgende Positionen berücksichtigt:
Alle verwertbaren Wirtschaftsgüter sind zu aktivieren, wie:

• Anlagevermögen mit Verkehrs- bzw. Kurswert

• Halbfertige Erzeugnisse mit Verkaufspreisen unter Abzug noch  
anfallender Kosten

• Selbstgeschaffene immaterielle Wirtschaftsgüter, sofern mit 
Verwertung gerechnet werden kann

• Realisierbare Forderungen mit Buchwert

• Verlustausgleiche mit Buchwert

 
 

 
1.4

 
Überschuldung nach § 19 InsO


